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VET 013/2011 (STK)  
Einspruch gegen die Übergangsverordnung zum Verfahren bei medizinischer 
Staatshaftung (Veto Nr. 247) (25.01.2011) 
 
Die Verordnung widerspricht in allen Punkten Verfassung und Gesetz, ist damit rechtlich un-
zulässig und somit vollständig aufzuheben. 
 
Begründung (25.01.2011): schriftlich. 
 
Mit der Verordnung wird anstelle des bisherigen verwaltungsrechtlichen Klageverfahrens im 
Bereich medizinischer Staatshaftung ein zweiinstanzliches Beschwerdeverfahren durch den 
Regierungsrat eingeführt. Gemäss Bundesgericht ist im Bereich der Spitalhaftung ab 
01.01.2011 ein doppelter Instanzenzug vorzusehen. Der Regierungsrat ermächtigt mit dieser 
Verordnung neu die Solothurner Spitäler AG (soH) für alle künftigen und alle bereits beim 
Verwaltungsgericht hängigen Verfahren als erste Instanz über die Haftung der soH für Sorg-
faltspflichtverletzungen des medizinischen Personals zu verfügen, somit die verantwortliche 
Institution selber als erste Instanz darüber zu entscheiden, ob Patientinnen und Patienten zu 
Recht einen Behandlungs- oder Aufklärungsfehler durch das medizinische Spitalpersonal gel-
tend machen. Gegen eine abweisende Verfügung der soH steht den Rechtssuchenden das 
Rechtsmittel der Beschwerde ans Verwaltungsgericht offen.  
Die Verordnung hat keine genügende gesetzliche Grundlage und ist daher in der vorliegen-
den Form rechtswidrig. 
Der Regierungsrat regelt in der Verordnung das Verfahren betreffend Spitalhaftung völlig 
neu:  
- Wechsel vom Klageverfahren zum Beschwerdeverfahren und damit Wechsel von einer ers-

ten Instanz, wo sämtliche Beweismittel beantragt werden können und bei Obsiegen eine 
Parteienentschädigung zugesprochen wird zum Beschwerdeverfahren, wo die erste Instanz 
nur beschränkt Beweismassnahmen durchführen kann – z.B. keine Zeugenbefragung – und 
der Rechtssuchende auch bei Obsiegen, weder im Verfügungsverfahren noch im Beschwer-
deverfahren eine Parteienentschädigung erhält. 

- Wechsel von einem unabhängigen Gerichtsverfahren zu einem Verfahren, wo die Partei, 
welcher Sorgfaltspflichtverletzungen vorgeworfen werden, selber den Sachverhalt untersu-
chen und über das Vorliegen von Fehlern entscheiden soll.  

- Wechsel von einem Verfahren, wo der Kläger (= Patient) entscheidet, wann er die Klage 
einleiten will zu einem Verfahren, wo die allfällig haftende Partei (= soH) darüber ent-
scheidet, wie lange sie zuwarten will, bis sie eine Verfügung erlässt. 

- Wechsel von einem Verfahren, wo der Patient gegenüber einem unabhängigen Gericht 
seine Beweisanträge stellen kann, zu einem Verfahren, wo der Patient gegenüber der di-
rekt schädigenden Partei seine Beweisanträge stellen muss.  

- Wechsel von einem Verfahren, das zuerst ein unverbindliches Verhandeln mit der soH re-
spektive deren Haftpflichtversicherung ermöglicht, zu einem Verfahren, wo der Verhand-
lungspartner verfügen kann, was und wann es ihm beliebt.  

- Wechsel von einem Verfahren, wo ein unabhängiges Gericht als erstes den Sachverhalt 
feststellt, zu einem Verfahren, wo die soH und damit die eng mit der Sache befasste Institu-
tion respektive die dahinterstehende, nicht nach öffentlichen Interessen handelnde Haft-
pflichtversicherung den Schadenersatzanspruch bestimmt.  

 



Statt mit einem kleinen Eingriff ins Verfahren den Rechtsschutz der Rechtssuchenden zu 
verbessern, z.B. dadurch, dass der Rechtssuchende Klage ans Amtsgericht statt an das Verwal-
tungsgericht erheben muss, wird der Rechtsschutz abgebaut und völlig neu gestaltet.  
Die kantonale gesetzliche Grundlage für eine solche Verordnung liegt nicht vor. Die Verfas-
sung des Kantons Solothurn sieht kein Verordnungsrecht des Regierungsrats, welches beste-
hende Gesetze abändern könnte, vor. Die abschliessende Rechtsetzung liegt für das vorlie-
gende Verfahren gemäss Art. 71 KV und insbesondere Art. 86 KV beim Kantonsrat. Der Regie-
rungsrat erlässt Verordnungen auf der Grundlage und im Rahmen der Gesetze, ein Notver-
ordnungsrecht steht dem Regierungsrat nur unter Voraussetzungen zu, die vorliegend nicht 
gegeben sind (eingetretene oder drohende Störung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit 
sowie soziale Notlagen). Im Übrigen wäre eine solche Verordnung sofort durch den Kantons-
rat zu genehmigen (Art. 79 KV).  
Der Regierungsrat stützt die Verordnung direkt auf Bundesrecht (Art. 130 Abs. 4 BGG). Die 
Kantone dürfen gemäss Art. 130 Abs. 4 BGG die Ausführungsbestimmungen zum BGG in die 
Form nicht referendumspflichtiger Erlasse kleiden, soweit dies zur Einhaltung der Fristen ge-
mäss Art. 130 Abs. 1-3 BGG notwendig ist. Die auf Verordnungsstufe vorzunehmenden Ände-
rungen haben sich dabei indes auf das zur Herstellung der Rechtssicherheit Notwendige zu 
beschränken und alle weiter gehenden (allenfalls wünschbaren) Änderungen dem ordentli-
chen Gesetzgebungsweg zu überlassen (Martin Sarbach, BGG und Zivilverfahren, in: Jusletter 
18. Dezember 2006). Der Regierungsrat verletzt diese Grundsätze, da das Verfahren vollstän-
dig umgestaltet wird und nicht nur mit einem kleinen Eingriff ein doppelter Instanzenzug 
vorläufig bis zum Erlass der nötigen Gesetzesänderung installiert wird.  
Der vom Bundesgericht verlangte Rechtsschutz eines doppelten Instanzenzugs ist nicht erfüllt. 
Grundsätzlich ist fragwürdig, ob die Solothurner Spitäler AG als ausgegliederte öffentlich-
rechtliche Aktiengesellschaft mit ihrer Grösse und ihren Ressourcen sowie ihrer Abhängigkeit 
von der privaten Haftpflichtversicherung, welche das Vorgehen bei der Arzthaftung be-
stimmt, die nötige Unabhängigkeit besitzt, um als erste Instanz in einem fairen Verwaltungs-
verfahren die Ansprüche aus medizinischer Spitalhaftung beurteilen zu können. Somit wird 
mit dem in der Verordnung gewählten Verfahren der Anspruch auf einen doppelten Instan-
zenzug kaum rechtsgenüglich erfüllt.  
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